
In der Senatssitzung am 30. November 2021 beschlossene Fassung 

Der Senator für Inneres 
30.11.2021 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 30.11.2021 

„Ausgleich coronabedingter Mindereinnahmen und abschließende Finanzierung 
coronabedingter Maßnahmen im Innenressort“ 

„Anmeldung auf den Bremen-Fonds“ 

A. Problem 

Mit Beschluss vom 19. Oktober 2021 bittet der Senat die von dezentralen Budgetrisiken 
betroffenen Ressorts, alle (ressortinternen) Ausgleichsmöglichkeiten zu prüfen. Für den 
Produktplan 07 Inneres werden u.a. Budgetrisiken ausgewiesen, die in Folge der Covid 
19-Pandemie entstanden sind und dabei insbesondere auf der Einnahmeseite als De-
fizite auftreten, die prognostisch zur Budgetüberschreitung und teilweise zur Unterde-
ckung von refinanzierten Ausgaben im Haushaltsvollzug führen. Auf der Ausgabenseite 
sind außerdem einige der – u.a. vom Senat am 29. September 2020 und 11. Mai 2021 
beschlossenen – coronabedingten Maßnahmen des Innenressorts finanziell voraus-
sichtlich nicht mehr abgesichert, wodurch die Fortführung bzw. der Maßnahmenab-
schluss im 2. Halbjahr 2021 unter Einhaltung des Ressortbudgets gefährdet ist. 
 

B. Lösung 

Um die coronabedingten Einnahmedefizite und finanziellen Mehrbelastungen im Pro-
duktplan (PPL) 07 zu lösen, sollen Ausgleichsmöglichkeiten aus dem kreditfinanzierten 
PPL 95, Bremen-Fonds geschaffen werden, weil innerhalb des Ressortbudgets keine 
anderweitigen Möglichkeiten zur Abdeckung verfügbar sind. Für den Ausgleich der Aus-
gabenbedarfe werden prioritär nicht mehr benötigte Haushaltsmittel aus fortlaufenden 
bzw. abgeschlossenen Maßnahmen, die bisher im PPL 95 bereitgestellt wurden, her-
angezogen.  
 
1. Coronabedingte Einnahmedefizite 

Die Auswirkungen der Covid 19-Pandemie auf die Einnahmesituation des PPL 07 im 
Haushaltsjahr 2021 werden in den beigefügten Anmeldeformularen mittels Jahresver-
gleich der jeweiligen Einnahmen bzw. Fallzahlen weiterführend dargestellt und anhand 
von Erklärungsansätzen plausibilisiert. Gleichwohl ist eine exakte Bestimmung der Aus-
wirkungen nicht durchgängig möglich, weil die Fallzahlen auch unter regulären Bedin-
gungen Schwankungen unterliegen können. Um diese Schwankungen auszugleichen, 
werden die Fehlbeträge in 2021 möglichst um die „regulären“ Schwankungen bei Min-
dereinnahmen der Jahre 2018/19 bereinigt. 
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1.1. Verwarn-/Bußgelder aus der Überwachung des fließenden Verkehrs (Polizei) 
Im Bereich der Verwarngelder entsteht ein voraussichtliches coronabedingtes 
Einnahmedefizit von bis zu 1.000 T€. Das Defizit ist im Wesentlichen auf die 
innerbremische Mobilitätsreduzierung und die Verringerung des anliegenden 
Pendlerverkehrs während der Covid 19-Pandemie zurückzuführen. Daneben 
führen die coronabedingten Schwerpunktsetzungen der Polizei bei der Kontrolle 
und Durchsetzung von Pandemiemaßnahmen zwischenzeitlich dazu, dass eine 
Überwachung des Verkehrs – abgesehen von festinstallierten Geräten – nicht in 
dem selben Umfang der Jahre 2018/19 erfolgen kann. 
 

1.2. Verwaltungsgebühren für Einbürgerungen (Migrationsamt) 
Die Personal- und Sachausgaben der Einbürgerungskampagne sind gemäß Se-
natsbeschluss vom 23. Oktober 2018 aus den zusätzlich durch die Einladungs-
schreiben generierten Gebühreneinnahmen zu finanzieren. Entsprechende Ein-
nahmen können im Jahr 2021 nicht erzielt werden, weil die Einbürgerungskam-
pagne seit März 2020 coronabedingt ausgesetzt ist und daher keine proaktiven 
Einladungsschreiben des Bürgermeisters mehr an Einbürgerungskandidat*innen 
versendet werden. In Folge ist die Refinanzierung der eingesetzten 1,5 VZE im 
Migrationsamt Bremen sowie die Finanzierung der von der Senatorin für Sozia-
les, Jugend, Frauen, Integration und Sport koordinierten 15 Einbürgerungslotsen 
nicht mehr gesichert. Es werden gemäß der Senatsvorlage vom 23. Oktober ab-
züglich der darin kalkulierten Kosten für Porto und Flyer zusätzliche Haushalts-
mittel von bis zu 132 T€ benötigt, um die Ausgaben zu decken 
 

1.3. Verwarn-/Bußgelder aus der Überwachung des ruhenden Verkehrs (Ordnungs-
amt)  
Die monatlichen Fallzahlen bei Verwarnungen liegen im Jahr 2021 rund 30 % 
niedriger als die Vergleichswerte in 2018/19. Dies deshalb, weil die kommunale 
Verkehrsüberwachung im Innenstadtbereich während der Ausgangsbeschrän-
kungen coronabedingt auf ein Minimum zurückgefahren worden ist und die 
Hauptpriorität der Überwachungstätigkeit stattdessen auf dem Freihalten der Zu-
wegungen der städtischen Krankenhäuser lag. Es wird ein coronabedingtes De-
fizit von bis zu 1.000 T€ erwartet. 
 

1.4. Gebühren für Waffenkontrollen vor Ort (Ordnungsamt) 
Die Kontrollen zur sicheren Aufbewahrung von Schusswaffen vor Ort sind seit 
März 2020 aufgrund der nicht einhaltbaren Abstandsgebote sowie aufgrund von 
Risikopatientengruppen ausgesetzt. Das Personal wurde stattdessen im Innen-
dienst u.a. bei der Corona-Task-Force des Ordnungsamtes oder bei den Vor-
Ort-Kontrollen im Rahmen der Quarantäneüberwachungen eingesetzt. Aus die-
sem Grund konnte keine ausreichenden, zur Refinanzierung der Personalkosten 
erforderlichen Gebühreneinnahmen erzielt werden. Es entstehen für das 2. Halb-
jahr nicht durch Einnahmen gedeckte Personalausgaben von bis zu 115 T€. 
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1.5. Gebühren für Bürgerserviceleistungen (Bürgeramt) 
Im Bereich Bürgerservice beläuft sich das coronabedingte Defizit in 2021 auf 
rund 400 T€ und entsteht im Wesentlichen zum einen aus der nachwievor gerin-
geren Nachfrage nach Personal- und Reisedokumente bedingt durch fehlende 
Reisemöglichkeiten während der Pandemie - wenngleich in diesem Bereich 
deutliche Nachholeffekte im Vergleich zum Jahr 2020 erkennbar sind. Zum an-
deren ist ein erheblicher Rückgang der Fallzahlen bei Melderegisterauskünfte 
und -bescheinigungen sowie Verpflichtungserklärungen für die Einladung aus-
ländischer Gäste um 25-30% im Vergleich zu 2018/19 zu verzeichnen. Ursäch-
lich ist hierfür die während der Pandemie generell eingeschränkte Mobilität auch 
im Hinblick auf Wohnungsortwechsel. 

 
Produkt- 
gruppe 

Einnahme- 
bereich 

Einnahme in T€ Defizit 
in T€ 
Gesamt 

davon 
pandemiebedingt 
in T€   2018 2019 2020 2021

* 
Polizei 
 
07.01.01 
(L) 

Verkehrs- 
überwa-
chung (Ver-
warn-/ 
Bußgelder) 

Anschlag 3.923 3.921 8.908 8.915 1.735 1.000  

davon 
Refi 

658 671 760 771 

SOLL 4.023 4.076 8.550 8.915 

IST 3.411 3.394 7.862 7.180 

Migrati-
onsamt 
 
07.03.12 
(S) 

Verwal-
tungs-ge-
bühren Ein-
bürgerungen 

Anschlag N/A N/A 710 713 401 132 

davon 
Refi 

N/A N/A 210 213 

SOLL N/A N/A 628 646 

IST N/A 497 173 245 

Ord-
nungs-
amt 
 
07.03.13 
(S) 

Verkehrs- 
überwa-
chung (Ver-
warn-/ 
Bußgelder) 

Anschlag 10.41
2 

10.467 5.131 4.859 1.808 1.000 

davon 
Refi 

3.006 3.062 3.100 3.259 

SOLL 9.782 10.159 5.082 3.869 

IST 8.615 8.816 3.465 2.061 

Gebühren 
Waffenkon-
trolle  

Anschlag 321 325 361 369 115 115 

davon 
Refi 

321 325 361 369 

SOLL 75 241 115 170 

IST 75 241 115 55 

Bürger-
amt 
 
07.03.14 
(S) 

Gebühren 
Bürgerser-
vice 

Anschlag 3.135 3.135 3.377 3.181 419 400  

davon 
Refi 

0 0 0 0 

SOLL 3.571 3.496 3.377 3.181 

IST 3.598 3.442 2.739 2.762 

         
Gesamt 

 
2.647 

davon Land  1.000 

davon Stadt  1.647 

* Prognose gemäß Controllingbericht 01-09/21 
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2. Abschlussfinanzierung coronabedingter Maßnahmen 

Mit den Beschlüssen des Senats vom 29. September 2020 und 11. Mai 2021 sind vor 
dem Hintergrund der Covid 19-Pandemie diverse Maßnahmen des Innenressorts zur 
Pandemiebewältigung eingeleitet und umgesetzt worden. Aufgrund der andauernden 
Pandemie ist eine Fortführung der teilweise nicht mehr ausfinanzierten Maßnahmen 
zwingend erforderlich.  

2.1. Leitende Notärzte (LNÄ) 
Mit Beschluss vom 11. Mai 2021 hat der Senat einer Mittelbereitstellung auf 
der Hst. 0030.53930-3 i.H.v. 265 T€ für die Finanzierung von drei per Perso-
nalgestellungsvertrag eingesetzten LNÄ bzw. „Ärztliche Leitungen im Ret-
tungsdienst“ (ÄLRD) zugestimmt. Die Ärzte werden für fachlich-medizinische 
Beratungs- und Unterstützungsleistungen im Bereich der pandemischen Ge-
fahrenabwehr und in diversen Gremien mit Pandemiebezug eingesetzt. Der 
vormals gemeldete Finanzierungsbedarf ist aufgrund der damaligen Unge-
wissheit über den Fortgang der Pandemie zu niedrig kalkuliert worden. Für 
die Fortführung der Maßnahme im Jahr 2021 werden daher Haushaltsmittel 
von bis zu 150 T€ im Land benötigt, die anteilig aus den, mit Senatsbeschluss 
vom 11. Mai 2021 bereitgestellten und jetzt aufgrund ihrer Abkündigung nicht 
mehr benötigten Mitteln für Mietausgaben (20 T€) der BOS Corona-Ambulanz 
von der Hst. 0030.532 30-9 gegenfinanziert werden können. 
 

2.2. Mobile Arbeitsplätze 
Mit Beschluss des Senats vom 29. September 2020 und 11. Mai 2021 sind 
im Produktplan 95 Haushaltsmittel für die Einrichtung mobiler Arbeitsplätze 
im Innenressort bereitgestellt worden. Bei der Feuerwehr Bremen, Hst. 
3950.53911-8 ist der Mittelbedarf für die Lizensierung von Windows-Office 
auf den Notebooks dabei zu niedrig kalkuliert worden, so dass jetzt ein derzeit 
ungelöster Bedarf von bis zu 85 T€ bestehen bleibt. Der Bedarf kann durch 
Umwidmung innerhalb des Bremen-Fonds (S) aus den nicht mehr in voller 
Höhe abfließenden IT-Mitteln der Öffentlichen Ordnung von der Hst. 
3950.539 10-0 aus der Mittelbereitstellung mit Senatsbeschluss vom 29. Sep-
tember 2020 und aus den Ausgabenresten des vormals mit vorstehend ge-
nannten Senatsbeschluss von der Feuerwehr auf der Hst 3054.51131-0 be-
wirtschafteten Landeskrisenstabs teilweise (35 T€) abgedeckt werden. 
 

2.3. Pop-up-BürgerServiceCenter (BSC) 
Zur Bewältigung von Nachholeffekten bei der Beantragung von Reisedoku-
menten, für die seit Ausbruch der Covid 19-Pandemie bedingt durch fehlende 
Reisemöglichkeiten ein Rückstand von ca. 30.000 Dokumenten zu verzeich-
nen ist, ist vom Bürgeramt Bremen eine zusätzliche und eher provisorische 
Anlaufstelle auf den Flächen des Fundamt Bremens errichtet worden. Es ent-
stehen Ausgaben von bis zu 15 T€, die per Mittelumwidmung innerhalb des 
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Bremen-Fonds (S) aus den mit Senatsbeschluss vom 11. Mai 2021 bereit-
gestellten Mitteln auf der Hst. 3057.514 30-1 für Fahrzeugmieten des Ord-
nungsdienstes im Rahmen von Quarantänekontrollen vollständig gegenfinan-
ziert werden können. 
 

2.4. Sicherheitsdienst zur Kundensteuerung im Bürgerservice 
Um die Einhaltung der Sicherheitsabstände und die Durchsetzung der Ter-
minpflicht in den bürgernahen Ämtern durch gezielte Kundensteuerung si-
cherzustellen, ist der extern beauftragte Sicherheitsdienst seit Pandemiebe-
ginn personell verstärkt worden. Der Senat hat einer entsprechenden Mittel-
bereitstellung am 29. September 2020 zugestimmt. Die bisherigen Ausgaben 
im Jahr 2021 konnten teilweise durch Heranziehung der hierfür zweckgebun-
denen Ausgabenresten aus dem Jahr 2020 auf der Hst. 3051.51730-9 finan-
ziert werden; für die Finanzierung des restlichen Zeitraums werden 35 T€ be-
nötigt. Der Mittelbedarf soll durch Heranziehung der Minderausgaben aus 
den o.g. Fahrzeugmieten (15 T€) teilweise gegenfinanziert werden.  

2.5. Medizinisches Fachpersonal der Zentralen Polizeidirektion 
Mit Beschluss vom 11. Mai 2021 hat der Senat einer Finanzierung von zwei 
Honorarärzten und einer medizinischen Fachangestellten aus Mitteln des 
Bremen-Fonds zugestimmt. Die drei Fachkräfte sind bisher aus dem kon-
sumtiven Haushalt der Polizei finanziert worden, da die ursprünglich bereit-
gestellten Mittel aus dem Bremen-Fonds als Personalmittel auf der Hst. 
0034.42830-1 verfügt worden sind; bei externen Beauftragungen handelt es 
sich jedoch um Ausgaben konsumtiver Art. Die Personalmittel sind daher 
haushaltsmäßig von der o.g. Haushaltsstelle i.H.v. 90,6 T€ auf die Hst. 
0034.53130-7 innerhalb des Bremen-Fonds zu verlagern.  

C. Alternativen 

Ein produktplaninterner Ausgleich der dargestellten coronabedingten Mindereinnah-
men und Mehrausgaben ist aufgrund darüber hinausgehender im Produktplan 07 prog-
nostizierter Mindereinnahmen in Höhe von 795 T€ im Landeshaushalt und in Höhe von 
750 T€ im Haushalt der Stadtgemeinde Bremen, der Inanspruchnahme der Planungs-
reserve sowie aufgrund laufender Verpflichtungen, zweckgebundener Bundesmittel und 
prognostizierter vollständiger Mittelabflüsse voraussichtlich innerhalb des Produktplans 
07 nicht umsetzbar. Auf den aktuellen Controlling-Bericht 01-09/2021 wird verwiesen.  

Eine Finanzierung der Mittelbedarfe durch Prioritätensetzung innerhalb des bestehen-
den Ressortbudgets ist nach derzeitiger Einschätzung nicht möglich. 
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D. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderbezogene Auswirkungen 

In der folgenden Tabelle werden die Bedarfe und etwaige Deckungsmöglichkeiten 
durch die Umwidmung von Haushaltsmitteln innerhalb des vom PPL07 bewirtschafteten 
Teil des Bremen-Fonds dargestellt. 

  Bedarf in Tsd. € 
  Land Stadt Gesamt davon Deckung 

durch Mittelumwidmung 
Rest 

1. Ausgleich coronabedingter 
 Einnahmedefizite 

1.000 1.647 2.647 0 2.647 

2. Abschlussfinanzierung corona- 
bedingter Sondermaßnahmen 

241 135 376 176 200 

2.1. Leitende Notärzte  150 
 

150 20 130 
2.2. Mobile Arbeitsplätze   85 85 35 50 
2.3. Pop-up-BürgerServiceCenter (BSC)   15 15 15 0 
2.4. Sicherheitsdienst Kundensteuerung    35 35 15 20 
(2.5. Medizinisches Fachpersonal)* (91)   (91) (91) 0 
Gesamt 1.241 1.782 3.023 176 2.847 
davon Land 1.241   111 1.130 

davon Stadt  1.782  65 1.717 

*haushaltsmäßige Verlagerung ohne Umwidmung i.e.S. 
 
Es verbleibt somit ein zu finanzierender zusätzlicher Bedarf aus dem PPL 95 in Höhe 
von 1.130 T€ (Land) sowie in Höhe von 1.717 T€(Stadt). 

Da eine Finanzierung weder im Ressortbudget noch durch Bundes-/EU-Mittel darge-
stellt werden kann, soll der Finanzierungsbedarf 2021 aus dem Bremen-Fonds (Land 
und Stadt) abgedeckt werden.  

Der Senator für Inneres wird anderweitige, sich ggf. im weiteren Jahresverlauf noch 
ergebende Möglichkeiten zur Abdeckung der Mittelbedarfe weiterhin prüfen. Diese 
sind vorrangig vor einer Kreditfinanzierung einzusetzen. 

Genderspezifische Auswirkungen werden beim Ausgleich der Einnahmedefizite und der 
für das Haushaltsjahr 2021 abschließenden Finanzierung coronabedingter Maßnahmen 
nicht erwartet. 

E. Beteiligung und Abstimmung 

Die Abstimmung dem Senator für Finanzen ist erfolgt. Die Abstimmung mit der Se-

natskanzlei ist eingeleitet. 

F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-
setz 

Die Beschlussvorlage kann über das zentrale elektronische Informationsregister veröf-
fentlicht werden. 
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G. Beschluss 

1. Der Senat nimmt im Zusammenhang mit der Bewältigung der Corona-Pandemie 
bzw. deren Folgen die Maßnahme „Ausgleich coronabedingter Mindereinnah-
men und abschließende Finanzierung coronabedingter Maßnahmen im Innen-
ressort“ zur Kenntnis und stimmt der Finanzierung der erforderlichen Mittelbe-
darfe in Höhe von bis zu 1.130 T€ zuzüglich einer Mittelverlagerung zwischen 
beschlossenen Maßnahmen von 111 T€ im Haushalt des Landes sowie in Höhe 
von bis zu 1.717 T€ zuzüglich einer Mittelverlagerung zwischen beschlossenen 
Maßnahmen von 65 T€ im Haushalt der Stadtgemeinde Bremen aus dem Bre-
men-Fonds zur Bewältigung der Coronapandemie (im PPL 95) zu.. Der Senator 
für Inneres wird gebeten, anderweitige, sich ggf. im weiteren Jahresverlauf erge-
bende Möglichkeiten zur Abdeckung der Mittelbedarfe innerhalb des Ressort-
budgets sowie durch mögliche Bundes- und EU-Mittel im Rahmen des Control-
lings zu prüfen; diese sind vorrangig vor einer Kreditfinanzierung einzusetzen. 

2. Der Senat bittet den Senator für Inneres, die staatliche und städtische Deputation 
für Inneres zu befassen und die erforderlichen haushaltsrechtlichen Beschlüsse 
des Haushalts- und Finanzausschusses über den Senator für Finanzen einzuho-
len.  
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Ressort Der Senator für Inneres     Datum 01.11.2021 
Produktplan 07 
Kapitel 0034 / 3055 / 3056 / 3057 / 3058 

 

Antragsformular Bremen-Fonds 
 

Senatssitzung: Vorlagennummer: 
Maßnahmenbezeichnung/Titel der 
Senatsvorlage: 

30.11.2021 
 

 
 

Ausgleich coronabedingter 
Mindereinnahmen und abschließende 
Finanzierung coronabedingter Maßnahmen 
im Innenressort 
 
hier: Coronabedingte Einnahmedefizite 

 
Maßnahmenkurzbeschreibung: 
Bitte beschreiben Sie in zwei bis drei Sätzen den Kern der Maßnahme. 
In Folge der Covid 19-Pandemie entstehen im Produktplan 07 Inneres im Haushaltsjahr 
2021 prognostisch Mindereinnahmen bzw. Einnahmedefizite, die zur Budgetüberschrei-
tung und teilweise zur Unterdeckung von refinanzierten Ausgaben im Haushaltsvollzug 
führen. Die „coronabedingten“ Defizite sollen mit Haushaltsmitteln aus dem Bremen-Fonds 
ausgeglichen werden.  
 
Gemäß der Senatsvorlage vom 05.06.2020 „Bremen-Fonds zur Bewältigung der Folgen 
der Corona-Pandemie“ handelt es sich hierbei um eine „kurzfristige aktuelle Maßnahme 
zur unmittelbaren Krisenbekämpfung“, zu der „auch der Ausgleich von durch die Krise be-
dingten, nicht steuerlichen Mindereinnahmen des Staates“ zählt. 
 

 

Maßnahmenzeitraum und -kategorie (Zuordnung Schwerpunktbereiche 1-4): 
Beginn: 01.01.2021 
 

voraussichtliches Ende: 31.12.2021 

Zuordnung zu (Auswahl): 
1. Kurzfristige aktuelle Maßnahmen zur unmittelbaren Krisenbekämpfung 

 
 
Zielgruppe/-bereich:  
(Wer wird unterstützt?) 
Zielgruppe: 

- Verwaltung 
Bereich, Auswahl: 

- Öffentliche Verwaltung 
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Maßnahmenziel: 
(Wie lautet das angestrebte Ziel im Zusammenhang mit der Bewältigung der 
Corona-Pandemie und deren Folgen?) Welche (nachhaltigen) Wirkungen sollen 
erreicht werden? Klimaschutzziele? Unterschiedliche Betroffenheiten der 
Geschlechter? 
 
Das Ziel der Maßnahme ist der Teilausgleich von pandemiebedingten Einnahmedefiziten 
bzw. Mindereinnahmen in den folgenden Produktgruppen: 
 
Produktgruppe Einnahmebereich Defizit pandemiebe-

dingt 
1. Polizei  

07.01.01 (L) 
Verkehrsüberwachung (Verwarn-/Bußgelder)  1.000.000 € 

2. Migrationsamt  
07.03.12 (S) 

Verwaltungsgebühren Einbürgerungen 132.000 € 

3. Ordnungsamt  
07.03.13 (S) 

Verkehrsüberwachung (Verwarn-/Bußgelder)  1.000.000 € 

Gebühren Waffenkontrolle  115.000 € 

4. Bürgeramt  
07.03.14 (S) 

Gebühren Bürgerservice  400.000 € 

Der Pandemiebezug wird im Folgenden für jede Produktgruppe einzeln dargestellt. 
 
1. Polizei 07.01.01 (L) 
 

Gemäß dem Controllingbericht 01-09/21 ist in der Überwachung des fließenden Ver-
kehrs zum Jahresende ein voraussichtliches Einnahmedefizit von ca. 1.735 T€ zu er-
warten. Das Defizit spiegelt sich gemäß der u.s. Tabelle am deutlichsten in den Fall-
zahlen der bisher in 2021 eröffneten Verwarngeldverfahren wieder. Die Fallzahlen lie-
gen hier prognostisch auf dem bereits niedrigen Niveau des Vorjahres 2020 und damit 
erneut rund 20-30% Prozent und in absoluten Zahlen rund 50T Fälle unter den Fall-
zahlen der „pandemiefreien“ Haushaltsjahre 2018/19.  
 
Wie bereits im Bericht zur Entwicklung der Verwarn- und Bußgelder gemäß Senatsbe-
schluss Nr. 3. a) vom 06. Juli 2021 im Anhang der Senatsvorlage zum Controlling 01-
06/2021 dargelegt, wird das Einnahmedefizit bei den Verwarnungen im Wesentlichen 
auf die innerbremische Mobilitätsreduzierung und die Verringerung des anliegenden 
Pendlerverkehrs zurückgeführt. Neben der geringeren Automobilität führte zudem die 
coronabedingte Schwerpunktsetzung der Polizei bei der Kontrolle und Durchsetzung 
von Pandemiemaßnahmen zwischenzeitlich dazu, dass der Verkehrsbereich – abge-
sehen von fest-installierten Geräten – nicht in dem selben Umfang der Vorjahre 
2018/19 überwacht werden konnte. 
 
Bei den eröffneten Bußgeldverfahren zeichnet sich hingegen ein leichter Anstieg der 
Fallzahlen im Vergleich zum Vorjahr ab, die maßgeblich auf den Anstieg des inner-
deutschen Reiseverkehrs und der damit einhergehenden Frequentierung der anliegen-
den Autobahnabschnitte der A1 zurückzuführen sind. Die mittlerweile wieder angestie-
gene Fallzahl der verhängten Bußgelder spiegelt sich jedoch (noch) nicht in den tat-
sächlichen IST-Einnahmen wieder, da den Bußgeldverfahren längerfristige Zahlungs-
ziele anhängen und damit im Jahr 2021 auch noch Verfahren aus dem von der Pande-
mie besonders betroffenen 4. Quartal 2020 abgeschlossen werden. Aus demselben 
Grund kann das jeweils dargestellte IST bei den Fallzahlen auch nicht 1-zu-1 auf die 
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jeweiligen IST-Einnahmen bezogen werden. Die teils dargestellten Stabilisierungsef-
fekte im 2. Halbjahr 2021 machen sich in den IST-Einnahmen damit teilweise erst in 
2022 bemerkbar und gleichen die Defizite im Verwarngeldbereich nur geringfügig aus.  
 

Einnahmen u. Fallzahlen der eröffneten Verwarn- und Bußgeldverfahren der Polizei in Tsd. 

 
2018 

 
2019 

 
2020 

 
2021  

(Jan. - Jun.) 
2021 

(Prognose) 
Anschlag Einnahmen in Tsd. € 3.923 3.920 8.908 * 8.915* 8.915* 
(davon zur Refinanzierung) (658) (670) (760) (771) (771) 
Soll Einnahmen in Tsd. € 4.022 4.076 8.549 8.144 8.915 
Ist Einnahmen in Tsd. € 3.411 3.393 7.861 3.239 7.180 
Fallzahlen in Tsd. 273 262 209 106 222 
Fallzahlen Verwarnungen 221 219 168 81 160 
Fallzahlen Bußgelder* 52 43 41 25 51 

* Die Einnahmen aus Bußgeldern werden seit 2020 im Haushalt des Landes mit 5.000 Tsd. € veranschlagt. 
 
Unter der Annahme, dass je Verwarnungsfall eine durchschnittliche Einnahme von 
20,5 € erzielt wird, ist im Verhältnis zu den stabilen Fallzahlen aus 2018/19 im Jahr 
2021 ein pandemieverursachter Fehlbetrag bedingt durch 50.000 weniger Verwarnge-
ldfälle in Höhe von bis zu 1.000 Tsd. € zu erwarten. Ein Ausgleich aus den Bußgeldfäl-
len ist aus den oben erläuterten Gründen nicht zu erwarten. 
 
Dieser Fehlbetrag ist auch im Hinblick auf die angezeigten Mindereinnahmen der 
Jahre 2018/19 ohne Bezug zur Corona-Pandemie plausibel. In den Jahren 2018/2019 
sind jeweils Mindereinnahmen ohne Pandemiebezug i.H.v. rd. 600 Tsd. € entstanden. 
Unter der Annahme, dass im Jahr 2021 ohne Einzug der Corona-Pandemie eine ähnli-
che „reguläre“ Mindereinnahme entstanden wäre, läge der aus dem Bremen-Fonds 
auszugleichende Betrag noch 135 Tsd. € unter dieser Betragsgrenze. 
 
 

2. Migrationsamt 07.03.12 (S) 
 
Für das Migrationsamt Bremen wird eine allgemeine Mindereinnahme von rd. 400 Tsd. 
€ prognostiziert. Die erwartete Mindereinnahme wirkt sich unmittelbar auf den 
Refinanzierungsgrad der im Jahr 2018 vom Senat beschlossenen Einbürgerungs-
kampagne aus. Die Personal- und Sachausgaben der Einbürgerungskampagne sind 
gemäß der gleichnamigen Senatsvorlage vom 23. Oktober 2018 aus den zusätzlich 
durch die Einladungsschreiben generierten Gebühreneinnahmen zu finanzieren. 
Entsprechende Einnahmen konnten coronabedingt in 2021 nicht erzielt werden, weil 
die Einbürgerungskampagne seit März 2020 coronabedingt ausgesetzt ist und daher 
keine proaktiven Einladungsschreiben des Bürgermeisters mehr an 
Einbürgerungskandidat*innen versendet werden. In Folge ist die Refinanzierung der 
eingesetzten 1,5 VZE im Migrationsamt Bremen sowie die Finanzierung der von der 
Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport koordinierten 15 
Einbürgerungslotsen nicht mehr gesichert. Es werden gemäß der Senatsvorlage vom 
23. Oktober abzüglich der darin kalkulierten Kosten für Porto und Flyer zusätzliche 
Haushaltsmittel von bis zu 132 Tsd. € € benötigt, um die Ausgaben in 2021 zu decken: 
 
Personalkosten 1,5 VZE 82.700 € 
Arbeitsplatzkosten 29.100 € 
Einbürgerungslotsen (SSJFI) 20.200 € 
Gesamt 132.000 € 

 
 
 

3. Ordnungsamt 07.03.13 (S) 
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3.1. Verwarn- und Bußgelder 

 
Das Ordnungsamt weist in der Prognose gemäß Controlling01-09/21 eine allgemeine 
Mindereinnahme von 1.680 T€ aus, die im Wesentlichen auf das Einnahmedefizit im 
Bereich der Verwarn- und Bußgelder in Höhe von rd. 1.800 T€ zurückzuführen ist. 
Hierbei sind die zusätzlichen Einnahmen aus coronabedingten Bußgeldern bereits 
berücksichtigt. 
 
Das Defizit spiegelt sich gemäß der u.s. Tabelle am deutlichsten in den Fallzahlen der 
bisher in 2021 eröffneten Verwarngeldverfahren wieder. Die Fallzahlen der 
Verwarnungen im 1. Halbjahr 2021 liegen rund 20 Prozent (25.000 Fälle) unter den 
Fallzahlen des Jahres 2020 und rund 30 Prozent unter den Fallzahlen der 
„pandemiefreien“ Haushaltsjahre 2018/19.  
 
Wie bereits im Bericht zur Entwicklung der Verwarn- und Bußgelder gemäß 
Senatsbeschluss Nr. 3. a) vom 06. Juli 2021 im Anhang der Senatsvorlage zum 
Controlling 01-06/2021 dargelegt, zeichnet sich damit auch eine Verschlechterung der 
Einnahmesituation im Vergleich zum Vorjahr 2020 ab. Im Haushaltsjahr 2020 konnten 
die rückläufigen Fallzahlen bei den Verwarnungen noch durch Zahlungsabschlüsse 
von Verfahren aus 2019, durch die „pandemiefreien“ Monate Januar bis März 2020 
sowie durch Anhebung der Verwarnungsgelder in der zwischenzeitlich wieder 
zurückgenommenen Novellierung der StVO annährend im Einnahme-IST ausgeglichen 
werden. Im ersten Halbjahr 2021 konnte jedoch kein anderweitiger Ausgleich erzielt 
werden.  
 
Die kommunale Verkehrsüberwachung im Innenstadtbereich ist während der 
Ausgangsbeschränkungen coronabedingt auf ein Minimum zurückgefahren worden. 
Die Hauptpriorität der Überwachungstätigkeit lag in dieser Zeit auf dem Freihalten der 
Zuwegungen der städtischen Krankenhäuser. Zudem wurden fünf, der Gruppe der 
Corona-Risikopatienten zugehörige Verkehrsüberwacher*innen zwischenzeitlich aus 
gesundheitlichen Gründen vom Außen- in den Innendienst umgesteuert.  Hierdurch 
entstehen nicht gedeckte Personalausgaben von 122 T€. 
 

Einnahmen u. Fallzahlen der eröffneten Verwarn- und Bußgeldverfahren des Ordnungsamts in Tsd. 

 
2018 

 
2019 

 
2020 

 
2021  

(Jan. - Jun.) 
2021 

(Prognose) 
Anschlag Einnahmen in Tsd. 

 
10.411 10.466 5.131* 4.858* 4.858* 

(davon zur Refinanzierung) (3.006) (3.061) (3.100) (3.259) (3.259) 
Soll Einnahmen in Tsd. € 9.781 10.158 5.082 2.057 

 
3.869 

Ist Einnahmen in Tsd. € 8.615 8.816 3.465* 1.329* 2.061 
Soll Fallzahlen in Tsd. 224 224 190 225 225 
Ist Fallzahlen in Tsd. 159 174 135 54 110 
Fallzahlen Verwarnungen 159 174 135 54 110 
Fallzahlen Bußgelder** n/a n/a n/a n/a n/a 

* Die Einnahmen aus Bußgeldern werden seit 2020 im Haushalt des Landes mit 5.000 Tsd. € veranschlagt. 
** Die aus nicht-bezahlten Verwarngeldangeboten resultierenden Bußgelder werden nicht aufgeführt, da diese 
Fälle zahlenmäßig bereits in den Fallzahlen der Verwarnungen eingerechnet sind. 

 
Als Referenzwert zur Ermittlung des Anteils coronabedingter Einnahmedefizite an der 
Gesamtmindereinnahmen werden die Fallzahlen aus 2018 herangezogen (159.000), 
weil die Entwicklung der Fallzahlen im Haushaltsjahr 2019 einen Ausreißer nach oben 
darstellen könnte. Unter der Annahme, dass je Verwarnungsfall eine durchschnittliche 
Einnahme von 20,5 € erzielt wird, ist im Verhältnis zu den Fallzahlen aus  2018 somit 
ein pandemieverursachter Fehlbetrag bedingt durch 65.000 weniger Verwarngeldfälle 
in Höhe von bis zu 1.000 Tsd. € € zu erwarten. Der restliche Anteil an den  
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Mindereinnahmen ohne Bezug zur Corona-Pandemie läge damit auf dem Niveau der 
Vorjahre. 
 
3.2. Waffenkontrolle 

 
Die Kontrollen zur sicheren Aufbewahrung von Schusswaffen vor Ort sind seit März 
2020 aufgrund der nicht einhaltbaren Abstandsgebote sowie aufgrund von 
Risikopatientengruppen ausgesetzt. Das Personal wurde stattdessen im Innendienst 
u.a. bei der Corona-Task-Force des Ordnungsamtes oder bei den Vor-Ort-Kontrollen 
im Rahmen der Quarantäneüberwachungen eingesetzt. Aus diesem Grund konnte 
keine ausreichenden, zur Refinanzierung der Personalkosten erforderlichen 
Gebühreneinnahmen erzielt werden. Mit Beschluss vom 11. Mai 2021 hat der Senat 
daher dem Ausgleich der Personalkosten im 1. Halbjahr zugestimmt. Eine 
Wiederaufnahme der Waffenkontrollen ist bis dato nicht erfolgt. Es entstehen für das 2. 
Halbjahr nicht durch Einnahmen gedeckte Personalausgaben von bis zu 115 T€. 
 

 
4. Bürgeramt 07.03.14 (S) 
 

Das Bürgeramt Bremen prognostiziert eine allgemeine Mindereinnahme von bis zu 429 
T € und liegt damit auf dem Einnahmeniveau des Vorjahres, aber rund 700-800 T€ 
unter den Werten aus 2018/19. Das Defizit in 2021 ist mit 419 T€ im Wesentlichen auf 
den Bereich Bürgerservice (ohne Straßenverkehrsangelegenheiten) zurückzuführen 
und entsteht dort zum einen aus der nachwievor geringeren Nachfrage nach Personal- 
und Reisedokumente bedingt durch fehlende Reisemöglichkeiten während der 
Pandemie, wenngleich in diesem Bereich deutliche Nachholeffekte im Vergleich zum 
Jahr 2020 erkennbar sind. Zugleich ist ein erheblicher Rückgang der Fallzahlen bei 
Melderegisterauskünfte und -bescheinigungen sowie Verpflichtungserklärungen für 
ausländische Gasteinladungen um 25-30% im Vergleich zu 2018/19/2020 zu 
verzeichnen. Ursächlich ist hierfür die während der Pandemie generell eingeschränkte 
Mobilität auch im Hinblick auf Wohnungsortwechsel.  
  
Ausgesetzt werden seit dem 13.März 2020 zudem Verwarngelder wegen verspäteter 
Wohnungsanmeldungen oder -ummeldung. Diese Regelung endet zum 31.10.2021. 
 

Einnahmen aus Bürgerserviceleistungen (ohne Straßenverkehr.) in Tsd. 

 
2018 

 
2019 

 
2020 

 
2021  

(Jan - Okt) 
2021 

(Prognose) 
Anschlag Einnahmen in Tsd. 

 
3.135 3.135 3.377 3.181 3.181 

Soll Einnahmen in Tsd. € 3.571 3.495 3.377 3.181 3.181 
Ist Einnahmen in Tsd. € 3.597 3.442 2.738 2.503 2.762 

 
Bei der Schätzung der coronabedingten Mindereinnahmen ist zu berücksichtigen, dass 
im Jahr 2021 im Vergleich zu 2018/2019 Einnahmeschwankungen durch zeitliche 
Verzögerungen bei der Bearbeitung und Abrechnung von auf dem Postweg 
bearbeiteten Dienstleistungen, die vor der Pandemie per Sofortkasse beglichen 
wurden, entstehen können. In den Fallzahlenstatistiken tauchen diese Fälle als 
Eingänge auf, ohne unmittelbare Einnahmen zu erzieln. Die Verzögerungen entstehen 
deshalb, weil die o.g. Nachholeffekte im direkten Kundenkontakt zu einer erheblichen 
Doppelbelastung der Mitarbeitenden – Terminvorsprachen und postalische Anträgen – 
führen. Ein Teil der Einnahmen wird damit voraussichtlich erst in 2022 vereinnahmt 
und ist hier entsprechend in Abzug zu bringen. Unter der Annahme, dass rd. 100 T€ 
erst im Folgejahr vereinnahmt werden, verbleibt im Vergleich zum Jahr 2019 ein 
coronabedingter Anteil von bis zu 400 T€, für den ein Ausgleich aus dem Bremen-
Fonds erforderlich sein kann. 
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Kennzahlen zur Messung der 
Zielerreichung [Ergänzungsfeld] 

Einheit 2020 2021 

(Einmaliger Ausgleich coronabedingter 
Mindereinnahmen) 

   

    

    

    

    

 
Begründungen und Ausführungen zu 
 

1. dem eindeutigen, nachweisbaren Bezug der Maßnahme zur Corona-
Pandemie: 
(Inwieweit dient die Maßnahme unmittelbar zur Bewältigung der Corona-
Pandemie bzw. mittelbar für die Bewältigung der Folgen der Corona-
Pandemie (Kausalität)?) 

Mit der Maßnahme werden die finanziellen Folgen der Pandemie auf der Einnahmeseite 
abgemildert. Dabei werden nur Defizite ausgeglichen, die auf Folgen der Corona-
Pandemie – z.B. geringere Mobilität, Reise- und Kontaktbeschränkungen, 
zwischenzeitliche Amtsschließungen – kausal zurückgerechnet werden können. 
 

2. der Erforderlichkeit der Maßnahme im Zusammenhang mit der Corona-
Pandemie: 
(Ist die Maßnahme erforderlich zur Bewältigung der Corona-Pandemie bzw. 
deren Folgen?) 

Ein finanzieller Ausgleich der durch die Krise bedingten Mindereinnahmen des Staates 
sind zwingend erforderlich, um die hieraus refinanzierte Aufgabenwahrnehmung ohne 
quantitative und qualitative Einschränkungen aufrechterhalten zu können. 

2.1. Dazu als Orientierung/ Information: Bestehen ähnliche/vergleich-
bare Maßnahmen in anderen Bundesländer? 
 (Bundesländer und (Förder-)Maßnahme auflisten bzw. Verweis auf 
bundesweite Mehraufwendungen) [Ergänzungsfeld] 

Nicht bekannt. 

 
3. dem Schadensbewältigungscharakter der Maßnahme (Schadensbeseiti-

gung, -minderung, -vermeidung): 
(Handelt es sich um eine vorrangig temporär erforderliche Maßnahme zur 
Beseitigung/Minderung/Vermeidung von Schäden/negativen Folgen der 
Corona-Pandemie? Um welche Schäden handelt es sich?) 
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Es handelt sich um eine einmalige Maßnahme zum Ausgleich der coronabedingten 
Einnahmedefizite. Die abgewendeten Schäden sind zunächst rein finanzieller Art, 
langfristig besehen würde ein Nicht-Ausgleich jedoch entsprechende Einsparungen der 
Dienststellen erfordern, aus denen unter Umständen qualitative Einschränkungen des 
Dienstbetriebs bzw. des Dienstleistungsangebots resultieren. 

 
4. anderweitige Finanzierungsmöglichkeiten: 

(Welche anderen öffentl. Finanzierungen z.B. bremische Programmmittel 
oder EU- oder Bundesmittel sind geprüft worden?) 

Bundes- oder EU-Mittel werden für diesen Zweck nicht zur Verfügung gestellt. 
 

 

5. Darstellung der Klimaverträglichkeit [Ergänzungsfeld] 

N/A 

6. Darstellung der Betroffenheit der Geschlechter [Ergänzungsfeld] 
N/A 

 
Ressourceneinsatz: 

Betroffener Haushalt: 
(Beträge in T €) 

☒ LAND ☒ STADT 
Aggregat Betrag 

2020 
Betrag 
2021 

Aggregat Betrag 
2020 

Betrag 
2021 

Mindereinnahmen  1.000 Mindereinnahmen  1.647 
Personalausgaben   Personalausgaben   
VZÄ (plus Angabe 
Dauer in Monaten) 

  VZÄ (plus Angabe 
Dauer in Monaten) 

  

Konsumtiv   Konsumtiv   
Investiv   Investiv   
Verrechnung/Erst. 
an Bremen 

  

Verrechnung/Erst. 
an Bremerhaven 

  

 

Geplante Struktur: 
Verantwortliche Dienststelle: 

Der Senator für Inneres 
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Ansprechperson: 

 

 
Beigefügte Unterlagen: 
WU-Übersicht ☐ ja ☒ nein 
 ☐ ja ☐ nein 
 ☐ ja ☐ nein 
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Ressort Der Senator für Inneres     Datum 01.11.2021 
Produktplan 07 
Kapitel 0030 / 0034 / 3051 / 3054 

 

Antragsformular Bremen-Fonds 
 

Senatssitzung: Vorlagennummer: 
Maßnahmenbezeichnung/Titel der 
Senatsvorlage: 

30.11.2021 
 

 
 

Ausgleich coronabedingter 
Mindereinnahmen und abschließende 
Finanzierung coronabedingter Maßnahmen 
im Innenressort 
 
hier: 2. Abschlussfinanzierung 
coronabedingter Sondermaßnahmen 

 
Maßnahmenkurzbeschreibung: 
Bitte beschreiben Sie in zwei bis drei Sätzen den Kern der Maßnahme. 
In Folge der andauernden Covid 19-Pandemie sind einiger der – u.a. vom Senat am 
29. September 2020 und 11. Mai 2021 beschlossenen – coronabedingten Sonder-
maßnahmen des Innenressorts finanziell voraussichtlich nicht mehr abgesichert, 
wodurch die Fortführung bzw. der Maßnahmenabschluss im 2. Halbjahr 2021 unter 
Einhaltung des Ressortbudgets bzw. der im Bremen-Fonds bisher verfügten Mittel 
gefährdet ist. 
 
Mit Ausnahme der Maßnahme 2.3. Pop-up-BürgerServiceCenter handelt es sich um 
bereits vom Senat beschlossene Maßnahmen aus dem Bremen-Fonds, für die eine 
Folgefinanzierung für das 2. Halbjahr 2021 sichergestellt werden muss. Auf die ent-
sprechenden Antragsformulare der Senatsvorlagen vom 29. September 2020 und 
11. Mai 2021 „Mehrbedarfe des Innenressorts aufgrund der Covid 19-Pandemie 
2020/21“ wird verwiesen. Bei den weiteren Ausführungen und Begründungen wird 
daher nur auf das Pop-up-BürgerServiceCenter Bezug genommen. 
 
Mit Ausnahme der Mehrbedarfe im Land für den Einsatz der Leitenden Notärzte (Nr. 
2.1.) können zudem alle nachfolgend beschriebenen Maßnahmen durch Mittelum-
widmungen innerhalb des vom PPL07 Inneres fremdbewirtschafteten Teils des Bre-
men-Fonds gegenfinanziert werden.  
 
2.1. Leitende Notärzte (LNÄ) / Ärztliche Leitung Rettungsdienst 

 
Siehe Nr. 6.2. der Senatsvorlage vom 11. Mai 2021 sowie das dazugehörige 
Antragsformular Anlage 6 „Ärztlich-medizinische Unterstützung“. 
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Mit Beschluss vom 11. Mai 2021 hat der Senat einer Mittelbereitstellung im 
Kapitel 0030 i.H.v. 265 T€ für die Finanzierung von drei per 
Personalgestellungsvertrag eingesetzten LNÄ bzw. „Ärztliche Leitungen im 
Rettungsdienst“ (ÄLRD) zugestimmt. Die Ärzte werden für fachlich-
medizinische Beratungs- und Unterstützungsleistungen im Bereich der 
pandemischen Gefahrenabwehr und in diversen Gremien mit 
Pandemiebezug eingesetzt. Der vormals gemeldete Finanzierungsbedarf ist 
aufgrund der damaligen Ungewissheit über den Fortgang der Pandemie zu 
niedrig kalkuliert worden. Für die Absicherung der Finanzierung im Jahr 2021 
werden daher Haushaltsmittel von bis zu 150 T€ im Land benötigt, die anteilig 
aus den nicht mehr benötigten Mitteln der BOS Corona-Ambulanz 
gegenfinanziert werden können. Die Räumlichkeiten der BOS-Ambulanz in 
der Stresemannstraße 4 sind zum 31.10.2021 abgekündigt worden, dadurch 
entfallen die Mietkosten. Die PCR-Tests können jetzt direkt im MVZ 
durchgeführt werden. 
 

2.2. Mobile Arbeitsplätze 
 
Siehe Nr. 1.1. der Senatsvorlage vom 11. Mai 2021 sowie das dazugehörige 
Antragsformular Anlage 1 „Digitalisierungsmaßnahmen“. 
 
Mit Beschluss des Senats vom 29. September 2020 und 11. Mai 2021 sind 
im Produktplan 95 Haushaltsmittel für die Einrichtung mobiler Arbeitsplätze 
im Innenressort bereitgestellt worden. Bei der Feuerwehr Bremen, Kapitel 
3054 ist der Mittelbedarf für die Lizensierung von Windows-Office auf den 
Notebooks dabei zu niedrig kalkuliert worden, so dass jetzt ein derzeit 
ungelöster Bedarf von bis zu 85 T€ bestehen bleibt. Der Bedarf kann teilweise 
durch Umwidmung innerhalb des Bremen-Fonds (S) aus nicht mehr 
abfließende IT-Mitteln der Öffentlichen Ordnung und aus Restmitteln des 
vormals von der Feuerwehr bewirtschafteten Landeskrisenstabs abgedeckt 
werden. 
 

2.3. Pop-up-BürgerServiceCenter (BSC) 
 

Neumaßnahme: Zur Bewältigung von Nachholeffekten bei der Beantragung 
von Reisedokumenten, für die seit Ausbruch der Covid 19-Pandemie bedingt 
durch fehlende Reisemöglichkeiten ein Rückstand von ca. 30.000 
Dokumenten zu verzeichnen ist, ist vom Bürgeramt Bremen eine zusätzliche 
und eher provisorische Anlaufstelle auf den Flächen des Fundamt Bremens 
im Behördenzentrum Stresemannstraße errichtet worden. Es entstehen 
Ausgaben von bis zu 15 T€, die per Mittelumwidmung innerhalb des Bremen-
Fonds (S) aus den Fahrzeugmieten des Ordnungsdienstes gegenfinanziert 
werden können. 
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2.4. Sicherheitsdienst zur Kundensteuerung im Bürgerservice 
 

Siehe Nr. 1.4.b der beschlossenen Senatsvorlage vom 29. September 2020 
sowie das dazugehörige Antragsformular Anlage 4. 
 
Um die Einhaltung der Sicherheitsabstände und die Durchsetzung der 
Terminpflicht in den bürgernahen Ämtern durch gezielte Kundensteuerung 
sicherzustellen, ist der extern beauftragte Sicherheitsdienst seit 
Pandemiebeginn personell verstärkt worden. Die bisherigen Ausgaben im 
Jahr 2021 konnte durch Heranziehung von Ausgabenresten aus 2020 
finanziert werden; für die Finanzierung des restlichen Zeitraums werden 35 
T€ benötigt. Der Mittelbedarf soll durch Heranziehung der Minderausgaben 
aus den o.g. Fahrzeugmieten teilweise gegenfinanziert werden. 

 
2.5. Medizinisches Fachpersonal der Zentralen Polizeidirektion 
 

Siehe 8.1.2der beschlossenen Senatsvorlage vom 11. Mai 2021 sowie das 
dazugehörige Antragsformular Anlage 8. 
 
Mit Beschluss vom 11. Mai 2021 hat der Senat einer Finanzierung von zwei 
Honorarärzten und einer medizinischen Fachangestellten aus Mitteln des 
Bremen-Fonds zugestimmt. Die drei Fachkräfte sind bisher aus dem 
konsumtiven Haushalt der Polizei finanziert worden, da die ursprünglich 
bereitgestellten Mittel aus dem Bremen-Fonds als Personalmittel auf der Hst. 
0034.42830-3 verfügt worden sind; bei externen Beauftragungen handelt es 
sich jedoch um Ausgaben konsumtiver Art. Die Personalmittel sollen daher 
i.H.v. 90,6 T€ auf die Hst. 0034.53130-7 innerhalb des Bremen-Fonds 
verlagert werden. 
 

 
 

Maßnahmenzeitraum und -kategorie (Zuordnung Schwerpunktbereiche 1-4): 
Beginn: sofort 
 

voraussichtliches Ende: 31.12.2021 

Zuordnung zu (Auswahl): 
1. Kurzfristige aktuelle Maßnahmen zur unmittelbaren Krisenbekämpfung 

 
 
Zielgruppe/-bereich:  
(Wer wird unterstützt?) 
Zielgruppe: 

- Verwaltung 
Bereich, Auswahl: 

- Öffentliche Verwaltung 
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- Bürger*innen  

 
Maßnahmenziel: 
(Wie lautet das angestrebte Ziel im Zusammenhang mit der Bewältigung der 
Corona-Pandemie und deren Folgen?) Welche (nachhaltigen) Wirkungen sollen 
erreicht werden? Klimaschutzziele? Unterschiedliche Betroffenheiten der 
Geschlechter? 
 
Das Pop-up-BürgerServiceCenter dient der beschleunigten und fristgerechten 
Annahme und Abarbeitung von zeitdringlichen Bürgeranliegen, bei denen es nach 
Lockerung der Reisebestimmungen im Zuge der Covid 19-Pandemie zu 
erheblichen Nachholeffekten gekommen war (insb. bei Reisedokumenten) 
 
Klimaschutzziele sind bei der Errichtung des Pop-Up-Stores nicht betroffen. Die 
Maßnahme betrifft alle Geschlechter gleichermaßen. 
 
Kennzahlen zur Messung der 
Zielerreichung [Ergänzungsfeld] 

Einheit 2020 2021 

Einhaltung Budget €  376.000 

    

    

    

    

 
Begründungen und Ausführungen zu 
 

1. dem eindeutigen, nachweisbaren Bezug der Maßnahme zur Corona-
Pandemie: 
(Inwieweit dient die Maßnahme unmittelbar zur Bewältigung der Corona-
Pandemie bzw. mittelbar für die Bewältigung der Folgen der Corona-
Pandemie (Kausalität)?) 

Die Errichtung und der Betrieb des Pop-up-BürgerServiceCenter folgt unmittelbar 
aus der stark gestiegenen Nachfragen nach Reisedokumenten als Folge der 
Aufhebung der Reiseeinschränkungen.  Durch die Reiseeinschränkungen in 2020 
ist es bei Reisedokumenten zu einem Rückstau (u.a. abgelaufener Dokumente) 
gekommen, der jetzt abgearbeitet werden muss. 
 

2. der Erforderlichkeit der Maßnahme im Zusammenhang mit der Corona-
Pandemie: 
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(Ist die Maßnahme erforderlich zur Bewältigung der Corona-Pandemie bzw. 
deren Folgen?) 

Um die Folgen der Lockerungen der Reisebestimmungen und des coronabedingten 
Rückstaus bei Reisedokumenten zu bewältigten, ist die Errichtung des Pop-Up-Stores 
zwingend erforderlich gewesen. In den vorhandenen Räumlichkeiten ist eine Abarbeitung 
der Anliegen aufgrund von Abstandsgeboten nicht möglich. 
 

2.1. Dazu als Orientierung/ Information: Bestehen ähnliche/vergleich-
bare Maßnahmen in anderen Bundesländer? 
 (Bundesländer und (Förder-)Maßnahme auflisten bzw. Verweis auf 
bundesweite Mehraufwendungen) [Ergänzungsfeld] 

Nicht bekannt. 

 
3. dem Schadensbewältigungscharakter der Maßnahme (Schadensbeseiti-

gung, -minderung, -vermeidung): 
(Handelt es sich um eine vorrangig temporär erforderliche Maßnahme zur 
Beseitigung/Minderung/Vermeidung von Schäden/negativen Folgen der 
Corona-Pandemie? Um welche Schäden handelt es sich?) 

Es handelt sich um eine temporäre Maßnahme, die nach Abarbeitung des 
Aufkommens beendet werden kann. Ohne den Pop-Up-Store kann auf den 
vorhandenen Flächen nicht sichergestellt werden, dass alle Anliegen zu 
Reisedokumenten zeitgerecht bearbeitet werden können. 

 
4. anderweitige Finanzierungsmöglichkeiten: 

(Welche anderen öffentl. Finanzierungen z.B. bremische Programmmittel 
oder EU- oder Bundesmittel sind geprüft worden?) 

Bundes- oder EU-Mittel werden für diesen Zweck nicht zur Verfügung gestellt. 
 

 

5. Darstellung der Klimaverträglichkeit [Ergänzungsfeld] 

N/A 

6. Darstellung der Betroffenheit der Geschlechter [Ergänzungsfeld] 
N/A 

 
Ressourceneinsatz: 

Betroffener Haushalt: 
(Beträge in T €) 

☒ LAND ☒ STADT 
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Aggregat Betra
g 

2020 

Betrag 
2021 

Aggregat Betra
g 

2020 

Betrag 2021 

Mindereinnahm
en 

  Mindereinnahm
en 

  

Personalausga
ben 

  Personalausga
ben 

  

VZÄ (plus 
Angabe Dauer 
in Monaten) 

  VZÄ (plus 
Angabe Dauer 
in Monaten) 

  

Konsumtiv  241 (davon 
111 
gegenfinanzi
ert) 

Konsumtiv  135 (davon 
65 
gegenfinanzi
ert) 

Investiv   Investiv   
Verrechnung/Er
st. an Bremen 

  

Verrechnung/Er
st. an 
Bremerhaven 

  

 

Geplante Struktur: 
Verantwortliche Dienststelle: 

Der Senator für Inneres 

 

 

Ansprechperson: 

 

 
Beigefügte Unterlagen: 
WU-Übersicht ☐ ja ☒ nein 
 ☐ ja ☐ nein 
 ☐ ja ☐ nein 
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